
Zweites Buch: Recht der Schuläverbältnisse

§616
(1) Der zur Dienstleistung Verpflichtete wird des An­

spruchs auf die Vergütung nicht dadurch verlustig, daß er 
für eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit durch einen 
in seiner Person liegenden Grund ohne sein Verschulden an 
der Dienstleistung verhindert wird. Er muß sich jedoch den 
Betrag anrechnen lassen, welcher ihm für die Zeit der Ver­
hinderung aus einer auf Grund gesetzlicher Verpflichtung 
bestehenden Kranken- oder Unfallversicherung zukommt.

(2) (gegenstandslos)
Anmerkung:
Abs. 2 durch die einheitliche Regelung der Sozialversicherung gegen­
standslos.

§617
(1) Ist bei einem dauernden Dienstverhältnisse, welches 

die Erwerbstätigkeit des Verpflichteten vollständig oder 
hauptsächlich in Anspruch nimmt, der Verpflichtete in die 
häusliche Gemeinschaft aufgenommen, so hat der Dienst­
berechtigte ihm im Falle der Erkrankung die erforderliche 
Verpflegung und ärztliche Behandlung bis zur Dauer von 
sechs Wochen, jedoch nicht über die Beendigung des Dienst­
verhältnisses hinaus, zu gewähren, sofern nicht die Erkran­
kung von dem Verpflichteten vorsätzlich oder durch grobe 
Fahrlässigkeit herbeigeführt worden ist. Die Verpflegung 
und ärztliche Behandlung kann durch Aufnahme des Ver­
pflichteten in eine Krankenanstalt gewährt werden. Die 
Kosten können auf die für die Zeit der Erkrankung geschul­
dete Vergütung angerechnet werden. Wird das Dienstver­
hältnis wegen der Erkrankung von dem Dienstberechtigten 
nach § 626 gekündigt, so bleibt die dadurch herbeigeführte 
Beendigung des Dienstverhältnisses außer Betracht.

(2) Die Verpflichtung des Dienstberechtigten tritt nicht 
ein, wenn für die Verpflegung und ärztliche Behandlung 
durch eine Versicherung oder durch eine Einrichtung der 
öffentlichen Krankenpflege Vorsorge getroffen ist.

§618
(1) Der Dienstberechtigte hat Bäume, Vorrichtungen 

oder Gerätschaften, die er zur Verrichtung der Dienste zu

148


